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Immer wieder wird in der politischen Debatte behauptet, dass der Kanton Basel-Stadt kaputt 
gespart worden sei. Dass dies gar nicht sein kann, zeigen schon ein paar wenige Blicke auf die 
pro-Kopf-Ausgaben in den verschiedensten Gebieten. Basel-Stadt ist durchwegs in der 
Spitzengruppe anzutreffen. Auch wenn man die spezielle geographische Randlage und den 
Umstand einbezieht, dass der Kanton Basel-Stadt neben den zwei Landgemeinden nicht einmal 
die ganze Stadt Basel wirklich umfasst sondern nur deren Kernstadt, so ist trotzdem festzustellen, 
dass Basel-Stadt nicht zuwenig Geld ausgibt. 

Die eigentliche Frage ist aber eh ob wir das Geld für die richtigen Projekte ausgeben? Das ist an 
sich schon Ansichtssache und muss politisch ausdiskutiert werden. 

Was aber in der Regel niemand will ist zuviel Bürokratie. Diese ist zwar meist in bester Absicht 
entstanden, kostet aber viel zu viel und erdrückt oft auch die Eigeninitiative. 

Eine kleine Arbeitsgruppe in der Bundesverwaltung hat sich offenbar der Bundesbürokratie 
angenommen und ist zu interessanten Ergebnissen gekommen. 

Die Verwaltung sei umständlich und kompliziert. Es ginge auch einfacher. Es gebe viel zu viele 
Formulare und mehrstufige Dienstwege dazu. So dass fast jedes Routinegeschäft eine Papierflut 
auslöse. Dies sei aber kein Zufall, denn die Ansprüche an die Verwaltung steigen stetig. So 
würden zur Absicherung gegen mögliche Fehler unzählige Controlling-Berichte verfasst. Und bevor 
Entscheide gefällt würden, würden immer noch mehr Berichte, Expertisen und umfassende 
Dokumentationen angefordert. Diese würden dann aber doch meistens nur von den Wenigsten 
gelesen. 

Zudem sei auch das Personalwesen verbürokratisiert. Es würden unzählige Weisungen und 
Verordnungen bestehen, die den Arbeitsalltag nur verkomplizieren würden. Z.B. würden z.T. 
unsinnige Bestimmungen bei den Mitarbeitergesprächen bestehen auf die man gut verzichten 
könnte. 

Was für den Bund gilt, gilt für so gut wie jede Verwaltung, auch die von Basel-Stadt. Auch als 
Grossrat bekommen wir viele, oft zu viele, Publikationen die wir unmöglich alle lesen können. Es 
gibt Museen die fast im Wochenrythmus informieren, andere tun dies nicht. Ob diese weniger gute 
Arbeit leisten? Oder auch gewisse Amtsstellen informieren mehr als intensiv. Als stellvertretende 
Beispiele nehme ich einfach z.B. die letzte zugesandte Publikation. Es handelt sich um eine 
Publikation zum Tag des Denkmals vom 9. /10. September. Sie ist sehr sprechend gestaltet. Ihr 
Name: „Gartenräume - Gartenträume". Nichts gegen die Publikation an sich, aber war sie in Zeiten 
knapper Zeiten wirklich notwenig? Wohl kaum. 

Oder als zweites Beispiel das letzte Plakat. Eine Frage nach der Landschaft von Arosa. Dies sollte 
zur Begrünung von Flachdächern aufrufen. Glaubt jemand im ernst, dass erst wegen einem Plakat 
ein Bauherr eine Dachbegrünung in Betracht zieht? Wohl kaum. 

Die Unterzeichnenden sind überzeugt, dass es in den skizzierten Bereichen grosse Chancen 
gäbe, Gelder einzusparen oder sinnvoller wo anders auszugeben. 

Die Unterzeichenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, 

1. ob nicht eine kleine interdepartementale AG eingesetzt werden kann, die die internen 
Verfahren, Bestimmungen und Controlling bzw. Reporting Instrumente etc. unter die Lupe 
nehmen kann (analog Projektgruppe Werder in der Bundesverwaltung)? 

2. ob nicht auch in Basel-Stadt die Anzahl der Berichte um 90% gekürzt werden kann? 

3. ob nicht auch die Anzahl der Publikationen um 90% gesenkt werden kann? 

 Daniel Stolz, Emmanuel Ullmann, Markus G. Ritter, Rolf Stürm, Urs Schweizer, 
 Giovanni Nanni, Helmut Hersberger, Rolf Jucker, Bruno Mazzotti, Baschi Dürr, 
 Christian Egeler 


